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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu innovativer Finanzierung auf globaler und europäischer Ebene
(2010/2105(INI))

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 17. Juni 2010 und vom 
11. Dezember 2009,

– in Kenntnis des Protokolls der Sitzung des ECOFIN-Rates vom 19. Oktober 2010 und des 
darin zitierten Berichts des Europäischen Rates,

– in Kenntnis des Arbeitsprogramms des Belgischen Vorsitzes, insbesondere der 
Vorschläge zu innovativer Finanzierung,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 10. März 2010 zu dem Thema „Steuern auf 
Finanzgeschäfte – praktische Umsetzung“1, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 20. Oktober 2010 zu der Finanz-, Wirtschafts-
und Sozialkrise2,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 22. September 2010 zu den Europäischen 
Aufsichtsbehörden3 und insbesondere auf seine Entschließungen vom 22. September 2010 
zur Europäischen Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche 
Altersversorgung4, zur Europäischen Bankenaufsichtsbehörde5, zur Europäischen 
Wertpapier- und Börsenaufsichtsbehörde6 sowie zur gemeinschaftliche Finanzaufsicht auf 
Makroebene und zur Einsetzung eines Europäischen Ausschusses für Systemrisiken7,

– in Kenntnis des Arbeitsdokuments der Dienststellen der Kommission über innovative 
Finanzierung auf globaler und europäischer Ebene (SEK(2020)0409) und der Mitteilung 
der Kommission über die Besteuerung des Finanzsektors (KOM(2010)0549/5),

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 
Transaktionsregister (KOM(2010)0484/5),

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission über Bankenrettungsfonds 
(KOM(2010)0254),

– in Kenntnis der am 15. November 2008 in Washington abgegebenen G20-Erklärung, der 
am 2. April 2009 in London abgegebenen G20-Erklärung und der Erklärung der Staats-
und Regierungschef beim G20-Gipfel vom 25. September 2009 in Pittsburgh,

                                               
1 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0056.
2 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0376.
3 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0336.
4 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0334.
5 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0337.
6 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0339.
7 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0335.
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– in Kenntnis des Berichts des IWF von 2010 an die G20 über die Besteuerung des 
Finanzsektors, 

– in Kenntnis des vom Gewerkschaftlichen Beratungsausschuss bei der OECD erstellten 
Dokuments vom 25. Februar 2010 mit dem Titel „The parameters of a financial 
transaction tax and the OECD global public good resource gap, 2010-2020“,

– in Kenntnis des OECD-Berichts von 2010 mit dem Titel „The elephant in the room: the 
need to deal with what banks do“,

– in Kenntnis der Studie des Österreichischen Wirtschaftsforschungsinstituts (WIFO) vom 
März 2008 mit dem Titel „A General Financial Transaction Tax: Motives, Revenues, 
Feasibility and Effects“,

– in Kenntnis des von der Stiftung für Progressive Europäische Studien erstellten 
Dokuments vom März 2010 mit dem Titel „Financial Transaction Taxes: Necessary, 
Feasible and Desirable“,

– in Kenntnis der Studie des Centre for Economic Policy Research vom Dezember 2008 mit 
dem Titel „Benefits of a Financial Transactions Tax“,

– in Kenntnis des Berichts der Kommission – Anzeiger für staatliche Beihilfen – Bericht 
über aktuelle Entwicklungen bei den Krisenbeihilfen für den Finanzsektor 
(KOM(2010)0255),

– in Kenntnis der Studie von Notre Europe mit dem Titel „An ever less carbonated Union? 
Towards a better European Taxation against climate change“,

– in Kenntnis des Schlussdokuments der Plenartagung auf hoher Ebene der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen vom September 2010 mit dem Titel 
„Keeping the promise: united to achieve the Millennium Development Goals“,

– in Kenntnis der Erklärung von Santiago der Siebten Plenartagung der Leitenden Gruppe 
für innovative Entwicklungsfinanzierung vom Januar 2010,

– in Kenntnis des Berichts des Sachverständigenausschusses der Taskforce on International 
Financial Transactions for Development von 2010 mit dem Titel „Globalising Solidarity: 
The Case for Financial Levies“,

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und Währung sowie der 
Stellungnahmen des Entwicklungsausschusses und des Ausschusses für Industrie, 
Forschung und Energie (A7-0000/2010),

A. in der Erwägung, dass die beispiellose globale Finanz- und Wirtschaftskrise von 2007 
erhebliche Lücken des Regelungs- und Aufsichtsrahmens des globalen Finanzsystems 
aufgezeigt hat, die als Kombination aus ungeregelten Finanzmärkten, zu komplexen 
Produkten und nicht transparenter Rechtsprechung beschrieben werden können,
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B. in der Erwägung, dass die spektakuläre Zunahme von Finanztransaktionen in der
weltweiten Wirtschaft in den letzten zehn Jahren – das Volumen erreichte 2007, 
insbesondere infolge des Booms im Derivatenmarkt, ein Niveau, das 73,5 mal höher ist 
als das globale BIP – verdeutlicht, dass immer weniger ein Zusammenhang zwischen 
Finanztransaktionen und den Erfordernissen der Realwirtschaft besteht, 

C. in der Erwägung, dass der Finanzsektor in erheblichem Maße von Handelsgepflogenheiten 
wie etwa Hochfrequenzhandel (HFT) abhängt, die im Wesentlichen auf kurzfristige 
Gewinne ausgerichtet sind und bei denen der Verschuldungsgrad extrem überhöht ist, was 
einer der Hauptgründe der Krise war, in der Erwägung, dass dies zu einer übermäßigen 
Volatilität der Preise und zu dauerhaften Abweichungen der Aktienkurse und 
Rohstoffpreise vom Referenzniveau geführt hat,

D. in der Erwägung, dass bei den G20-Gipfeln in Washington 2008 und in Pittsburgh 2009 
ein Übereinkommen erzielt wurde, wonach Reformen zur Stärkung der Finanzmärkte und 
der Aufsichtssysteme durchgeführt werden sollen und die Finanzinstitutionen ihren Teil 
der Verantwortung für die finanziellen Turbulenzen übernehmen müssen,

E. in der Erwägung, dass die Hauptlast der Kosten bisher auf der ganzen Welt den 
Steuerzahlern aufgebürdet wurde,  in der Erwägung, dass immer mehr Forderungen laut 
werden, dass die Finanzinstitutionen und ihre Akteure einen gerechten Anteil an diesen 
Kosten übernehmen,

F. in der Erwägung, dass insbesondere in der EU die Kosten der staatlichen 
Rettungsmaßnahmen zu einer Haushalts- und Schuldenkrise geführt haben, die die 
öffentlichen Haushalte belastet und die Arbeitsplatzschaffung sowie die Leistungen des 
Wohlfahrtstaates ernsthaft bedroht, 

G. in der Erwägung, dass kurzfristige Termingeschäfte und die Spekulation in den 
Finanzmärkten gegen europäische Regierungsanleihen in der Haushaltsdefizit-Krise in 
den Jahren 2009 und 2010 in der Eurozone wesentliche erschwerende Faktoren waren, 
was die engen Zusammenhänge zwischen einem ineffizientem Finanzsektor und 
Problemen bei der Gewährleistung der langfristigen Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen verdeutlicht hat,

H. in der Erwägung, dass dies die aktuelle Debatte über die wirtschaftspolitische Steuerung 
in Europa ausgelöst hat, die als wesentlichen Bestandteil Maßnahmen zur stärkeren 
Koordinierung der Steuerpolitiken umfassen sollte, um Steuergerechtigkeit sicherzustellen 
und eine Verlagerung der Steuerlast von der Arbeit auf Tätigkeiten mit starken negativen 
externen Effekten zu bewerkstelligen, 

I. in der Erwägung, dass die Krise verdeutlicht hat, dass neue, faire und nachhaltige 
Einnahmequellen erschlossen werden müssen, damit die Haushaltskonsolidierung 
tatsächlich mit einer langfristigen Erholung der Wirtschaft und der langfristigen 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen sowie mit Arbeitsplatzschaffung und sozialer 
Integration, also den wesentlichen Prioritäten der Agenda 2020 der EU, einhergeht, 

J. in der Erwägung, dass die erheblichen Haushaltszwänge infolge der jüngsten Krise mit 
dem Zeitpunkt zusammenfallen, zu dem die EU äußerst wichtige Verpflichtungen auf 
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globaler Ebene eingegangen ist, vor allem im Zusammenhang mit den Klimaschutzzielen, 
den Millenniums-Entwicklungszielen und der Entwicklungshilfe, insbesondere für die 
Anpassung an die Folgen des Klimawandels und deren Begrenzung in 
Entwicklungsländern,

K. in der Erwägung, dass der Europäische Rat am 17. Juni 2010 erklärt hat, dass die EU bei 
den Bemühungen um einen globalen Ansatz in Bezug auf die Einführung eines Systems 
von Abgaben und Steuern für Finanzinstitutionen eine führende Rolle einnehmen sollte, 
und gleichzeitig gefordert hat, dass die Einführung einer weltweiten 
Finanztransaktionssteuer geprüft und weiterentwickelt wird,

1. nimmt die bislang von der Kommission durchgeführten Arbeiten zur Kenntnis, bedauert 
allerdings, dass sie offensichtlich nicht bereit ist, konkrete Vorschläge vorzulegen, und 
nicht in der Lage ist, der Forderung des Parlaments in seiner Entschließung vom März 
2010 nach einer Durchführbarkeitsstudie über eine EU-weite Finanztransaktionssteuer 
nachzukommen;

2. betont, dass ein Anstieg der Steuersätze und die Ausweitung bestehender 
Besteuerungsinstrumente sowie Kürzungen bei den öffentlichen Ausgaben angesichts der 
bevorstehenden Herausforderungen auf europäischer und globaler Ebene weder eine 
ausreichende noch eine langfristig tragbare Lösung darstellen können;

3. betont, dass der größte Vorteil innovativer Finanzierungsinstrumente im Vergleich zu den 
herkömmlichen Instrumenten ihre doppelte Dividende ist, da sie zur Erreichung wichtiger 
politischer Ziele wie etwa Finanzmarktstabilität beitragen und gleichzeitig ein erhebliches 
Einnahmenpotenzial aufweisen;

Besteuerung des Finanzsektors

4. ist der Ansicht, dass die Einführung einer Finanztransaktionssteuer einen Beitrag dazu 
leisten könnte, die zunehmenden äußerst schädlichen Handelsgepflogenheiten in 
Finanzmärkten wie etwa kurzfristige Termingeschäfte und automatisierten HFT in den 
Griff zu bekommen und der Spekulation Grenzen zu setzen; betont, dass eine 
Finanztransaktionssteuer daher das effiziente Funktionieren des Markts verbessern und 
Anreize für den Finanzsektor schaffen würde, langfristige Investitionen mit einem 
Mehrwert für die Realwirtschaft zu tätigen;

5. weist nachdrücklich auf das Einnahmenpotenzial einer Finanztransaktionssteuer mit 
einem geringen Steuersatz hin, die mit ihrer großen Besteuerungsgrundlage in der EU 
jährlich fast 200 Milliarden Euro und weltweit 650 Milliarden Dollar einbringen könnte; 
ist der Ansicht, dass dies ein wesentlicher Beitrag des Finanzsektors zu den Kosten der 
Krise und zur langfristigen Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen wäre;

6. ist besorgt angesichts der großen Gefahr, dass der Vorschlag zur Einführung einer 
weltweiten Finanztransaktionssteuer in Vergessenheit gerät, und bedauert, dass die G20 
bisher nicht in der Lage waren, eine echte gemeinsame Initiative in dieser Angelegenheit 
auf den Weg zu bringen; fordert die Staats- und Regierungschefs der G20 auf, sich auf 
gemeinsame Mindestelemente für eine weltweite Finanztransaktionssteuer zu einigen; 
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7. fordert für den Fall, dass in den nächsten Monaten kein internationales Übereinkommen 
erzielt werden kann, die EU auf, Legislativvorschläge für die Einführung einer 
Finanztransaktionssteuer in der EU vorzulegen; betont, dass mit einem geringen 
Steuersatz zwischen 0,01 und 0,05 % verhindert würde, dass sich die Tätigkeiten in 
andere Staaten mit einer geringeren Besteuerung verlagern;

8. weist darauf hin, dass einige EU-Mitgliedstaaten bereits ähnliche Transaktionssteuern 
eingeführt haben, ohne dass dies negative Auswirkungen gehabt hätte; 

9. betont zudem, dass die Verlagerung rein spekulativer Transaktionen in andere Staaten 
keine schädlichen Auswirkungen, sondern das Potenzial hätte, zu einem effizienteren 
Markt beizutragen; 

10. betont, dass in dem zentralisierten europäischen Markt eine EU-weite 
Finanztransaktionssteuer aufgrund zentraler Clearing- und Abwicklungsdienstleistungen 
technisch machbar, verwaltungstechnisch kostengünstig und einfach umsetzbar wäre;

11. bedauert, dass in der jüngsten Mitteilung der Kommission die Einführung einer EU-
weiten Finanztransaktionssteuer abgelehnt wird, und zwar nicht auf der Grundlage 
umfassender, faktengestützter Forschungsarbeiten, sondern mit dem allgemeinen 
Argument, dies würde einen Wettbewerbsnachteil für die Wirtschaft der EU darstellen;

12. fordert die Kommission auf, in ihrer Durchführbarkeitsstudie auch auf die geographische 
Asymmetrie der Transaktionen und Einnahmen sowie auf die Möglichkeit eines je nach 
Aktiva-Kategorie, Art der beteiligten Akteure oder Kurzfristigkeit bzw. spekulativer Natur 
der Transaktion abgestuften oder differenzierten Steuersatzes einzugehen;

13. betont, dass eine EU-weite Finanztransaktionssteuer eine möglichst breite Grundlage 
haben sollte, um gleiche Wettbewerbsbedingungen in den Finanzmärkten zu 
gewährleisten und eine Verlagerung der Transaktionen auf weniger transparente 
Geschäfte zu verhindern; ist daher der Ansicht, dass alle in Börsen gehandelten Kassa-
und Derivatgeschäfte sowie abgeleitete Finanzinstrumente, die nicht an einer Börse 
gehandelt werden (OTC-Derivate), abgedeckt sein sollten; 

14. begrüßt in diesem Zusammenhang die jüngsten Vorschläge der Kommission zu OTC-
Derivaten und Leerverkäufen, die ausdrücklich zentrale Clearing- und 
Transaktionsregister für alle Transaktionen mit OTC-Derivaten vorschreiben und somit 
die Umsetzung dieser EU-weiten Finanztransaktionssteuer auf breiter Basis 
uneingeschränkt ermöglichen;

15. hält umfassende Vorschriften für Ausnahmeregelungen und Schwellenwerte für wichtig, 
damit die Hauptlast nicht privaten Anlegern aufgebürdet wird; 

16. begrüßt die jüngsten Vorschläge des IWF, die auch von der Kommission befürwortet 
wurden, eine Abgabe für Bankguthaben einzuführen, so dass jedes Land zwischen 2 und 
4 % des BIP zur Finanzierung künftiger Krisenrettungsmechanismen abschöpfen kann; ist 
der Ansicht, dass die Bankenabgaben in einem Verhältnis zur systemischen Bedeutung 
des jeweiligen Kreditinstituts und zum Risiko der jeweiligen Transaktion stehen sollten;
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17. betont jedoch, dass Bankenabgaben aufgrund der Tatsache, dass sie auf Bilanzposten 
basieren, weder die Spekulation einschränken noch das Schattenbanksystem weiter 
regulieren können; betont daher, dass Bankenabgaben eine Finanztransaktionssteuer 
weder ersetzen noch als Alternative dazu betrachtet werden können;

18. nimmt den Vorschlag des IWF über eine Besteuerung von Finanztätigkeiten zur Kenntnis, 
der in der jüngsten Mitteilung der Kommission gebilligt wurde; betont, dass eine Steuer 
auf Finanzaktivitäten ein ausschließlich einnahmenorientiertes Besteuerungsinstrument 
darstellt und daher kein direktes oder indirektes Potenzial zur Wiederherstellung des 
Marktgleichgewichts oder zur Einschränkung der Spekulation bei Finanztransaktionen 
bietet; betont zudem, dass Steuern auf Finanzaktivitäten, auch wenn sie einen möglichst 
breiten Anwendungsbereich haben, ein geringeres Einnahmenpotenzial aufweisen als 
Finanztransaktionssteuern; ist daher der Ansicht, dass eine Steuer auf Finanzaktivitäten 
nur eine Ergänzung zu einer Finanztransaktionssteuer darstellen kann;

19. ist sich bewusst, dass sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebene verschiedene 
Optionen für die Nutzung der zusätzlichen Einnahmen aus der Besteuerung des 
Finanzsektors bestehen; ist überzeugt davon, dass ein wesentlicher Teil dieser Einnahmen 
dem EU-Haushalt zugewiesen werden sollte, um Projekte und Maßnahmen der EU zu 
finanzieren und so den europäischen Mehrwert der zuvor genannten innovativen 
Finanzierungsinstrumente sicherzustellen; 

Eurobonds

20. befürwortet uneingeschränkt Eurobonds als gemeinsames Instrument der Schuldenpolitik, 
wobei Teile von nationalen Staatsschulden zusammengefasst werden, um niedrige 
Zinssätze sicherzustellen; fordert die Kommission auf, die eingehende Folgenabschätzung 
zur Durchführbarkeit von Eurobonds voranzutreiben; 

21. befürwortet die Ausgabe gemeinsamer europäischer Anleihen zur Finanzierung der 
erheblichen Infrastrukturerfordernisse in Europa sowie der Strukturprojekte im Rahmen 
der Agenda EU 2020; 

22. ist der Ansicht, dass eine ständige EU-Einrichtung, die für die Ausgabe von Eurobonds 
zuständig ist und somit sowohl die Stabilität der einzelstaatlichen Anleihenmärkte 
sicherstellt als auch Investitionen in EU-Projekte erleichtert, langfristig einen erheblichen 
Mehrwert hätte; ist der Ansicht, dass dies im Rahmen der laufenden Debatte über eine 
bessere wirtschaftspolitische Steuerung umfassend geprüft werden sollte;

CO2 -Abgabe

23. betont, dass das derzeitige Besteuerungsmodell das Verursacherprinzip umfassend 
umsetzen sollte, indem innovative Finanzierungsinstrumente dazu genutzt werden, die 
Steuerlast auf umweltschädliche Tätigkeiten zu verlagern; 

24. befürwortet daher die Einführung einer CO2-Abgabe für jene Sektoren in Europa, die 
nicht vom Emissionshandelssystem erfasst werden, sowie eine umfassende Überarbeitung 
der Energiesteuer-Richtlinie dahingehend, dass CO2-Emissionen und der Energieinhalt zu 
einem der grundlegenden Kriterien für die Besteuerung von Energieprodukten werden;  
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25. betont, dass beide Instrumente eine ausgeprägte doppelte Dividende aufweisen und 
einerseits erhebliche Anreize für eine Verlagerung auf kohlenstofffreie, nachhaltige und 
erneuerbare Energiequellen und andererseits beträchtliche zusätzliche Einnahmen bieten;

26. ist der Ansicht, dass angemessene Instrumente für die Abschöpfung einer CO2-Abgabe 
auf eingeführte Güter und Dienstleistungen eingeführt werden müssen, um 
Wettbewerbsnachteile im Binnenmarkt zu verhindern; 

27. ist der Ansicht, dass eine europäische CO2-Abgabe nach dem Vorbild der Mehrwertsteuer, 
die auf jedes Produkt im Binnenmarkt aufgeschlagen wird, das gerechteste Instrument 
wäre, das am wenigsten Marktverzerrungen hervorrufen würde; schlägt als Alternative 
dazu einen im Rahmen der WTO ausgehandelten Grenzsteuerausgleich vor, der die 
Einführung von Kohlenstoff-Zöllen für nicht in der EU hergestellte und in den 
Binnenmarkt eingeführte Erzeugnisse ermöglicht; 

Entwicklungsfinanzierung

28. betont, dass eine innovative Entwicklungsfinanzierung die herkömmlichen 
Entwicklungshilfemechanismen dabei unterstützen kann, ihre Ziele rechtzeitig zu 
erreichen; betont, dass eine innovative Entwicklungsfinanzierung über verschiedene 
Finanzierungsquellen verfügen sollte, um das maximale Einnahmenpotenzial 
auszuschöpfen, dass sie jedoch auch auf die jeweiligen Prioritäten des betroffenen Landes 
zugeschnitten sein und eine starke nationale Verantwortung vorsehen sollte;

29. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kommission, dem Europäischen 
Rat, der EIB, der EZB und dem IWF zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Der allgemeine Rahmen der Debatte über innovative Finanzierung

Die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise von 2007-2009 hat die erheblichen Schwächen 
des Regelungs- und Aufsichtsrahmens des globalen Finanzsystems aufgezeigt. Finanzielle 
Transaktionen sind heute durch den enormen Anstieg in ihrem Volumen und durch die 
erhebliche Diskrepanz zwischen dem Volumen an Finanztransaktionen und den zugrunde 
liegenden Erfordernissen der „wirklichen Welt“ gekennzeichnet. Ferner nehmen neue 
Handelsgepflogenheiten wie kurzfristige Investitionen und automatisierter 
Hochfrequenzhandel eine zentrale Stellung bei den globalen finanziellen Trends ein und 
haben zu übermäßiger Volatilität und Risikobereitschaft geführt.

Offensichtlich hat sich die Rolle des Finanzsektors in erheblichem Maße von der 
Finanzierung der Erfordernisse der Realwirtschaft zur Erzielung kurzfristiger Gewinne 
durch Transaktionen, die die Marktpreise beträchtlich beeinflussen können, gewandelt.

In der EU folgte auf die Finanzkrise eine Haushaltskrise in den Jahren 2009-2010, wobei 
ein wichtiger Auslöser dieser Krise der übermäßige und in vielen Fällen ungerechtfertigte 
Druck der Märkte gegenüber nationalen Anleihen war. Wieder standen kurzfristige und 
hochspekulative Transaktionen im Mittelpunkt der Krise, was die eindeutige Beziehung 
zwischen ineffizienter finanzieller Regulierung und Aufsicht einerseits und langfristiger 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen verdeutlichte.

Die Probleme, die durch das Verhalten der Märkte hervorgerufen wurden, wurden weltweit 
in ihrer Gesamtheit den öffentlichen Finanzen und den Bürgern aufgebürdet, als bei 
Ausbruch der Krise Billionen von Dollar für Rettungsaktionen zugunsten der Hauptakteure 
des Finanzsektors ausgegeben wurden, die für einen Konkurs zu groß („too big to fail“) 
waren.

Die wirtschaftlichen Kosten der Krise müssen noch umfassend bewertet werden, da die 
Krise abgesehen von den Kosten der Rettungsmaßnahmen zu einer erheblichen 
Verlangsamung der Weltwirtschaft geführt und nationale Haushaltsdefizite in beispielloser 
Höhe verursacht hat (OECD-Daten für 2010 zufolge werden die Kosten für die 
Haushaltskonsolidierung nur für das nächste Jahr auf 300-370 Milliarden Dollar 
geschätzt).

Doch mittlerweile ist klar, dass sich die Welt und die EU nicht noch eine Krise von 
solchen Ausmaßen leisten können und dürfen. Die ersten Reaktionen auf globaler Ebene 
(auf den G20-Gipfeltreffen nach Ausbruch der Krise), aber auch auf Ebene der EU 
bestanden in Forderungen nach konkreten ordnungspolitischen und aufsichtsrechtlichen 
Änderungen, die zu einem sichereren Finanzumfeld führen und ähnliche Krisen in Zukunft 
verhindern würden.

Dies ist jedoch nicht ausreichend: Derzeit tragen die Steuerzahler die Hauptlast der Krise, 
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und zwar nicht nur durch direkte Abgaben, sondern auch in Form von steigender 
Arbeitslosigkeit, sinkenden Einkommen, stärker eingeschränktem Zugang zu 
Sozialleistungen und zunehmender Ungleichbehandlung.

Für eine umfassende und integrierte Reaktion auf die Krise brauchen wir neue Instrumente, 
die Folgendes können:

 die Spekulation einschränken und zur Hauptfunktion des Finanzsektors zurückkehren, 
also die Deckung der Erfordernisse der Realwirtschaft und die Unterstützung 
langfristiger Investitionen;

 eine gerechte Verteilung der Lasten insbesondere zwischen den wesentlichen 
Akteuren im Finanzbereich sicherstellen;

 neue zusätzliche Ressourcen schaffen, um die wesentlichen globalen und europäischen 
Herausforderungen wie Klimawandel anzugehen und die Entwicklungsziele sowie ein 
langfristig stärkeres Wachstum im Rahmen der Strategie EU 2020 erreichen.

Die Entscheidung für innovative Finanzierung – die „doppelte Dividende“

Um diese drei Ziele zu erreichen, brauchen wir Instrumente, die verschiedene Funktionen 
übernehmen können. 

Herkömmliche Besteuerungsinstrumente, die nur auf eine Erhöhung der Einnahmen 
abzielen, reichen nicht aus. Ferner können Kürzungen der öffentlichen Ausgaben und eine 
weitere Erhöhung der bestehenden Steuersätze angesichts der derzeit erforderlichen 
Ankurbelung des Wachstums weltweit und in Europa keine nachhaltige Reaktion 
darstellen. Wir müssen uns für Anreize entscheiden und dürfen nicht bei einer einseitigen 
Sparpolitik bleiben, weshalb die Debatte über innovative Finanzierungsinstrumente zu 
unserer Hauptpriorität werden sollte.

Mit innovativen Finanzierungsinstrumente können wir die aktuellen Herausforderungen 
angehen, da sie eine ordnungspolitische Funktion erfüllen (beispielsweise durch die 
Stärkung der Effizienz, der Transparenz und der Stabilität der Märkte) und gleichzeitig zu 
Mehreinnahmen führen (durch die Erschließung neuer wichtiger Ressourcen für den 
Haushalt der EU und die Haushalte der Mitgliedstaaten). 

Die Zuweisung der zusätzlichen Einnahmen

Die Politiker auf Ebene der EU und der Mitgliedstaaten konzentrieren sich auf das 
Einnahmenpotenzial dieser neuen Finanzierungsinstrumente. Wir dürfen jedoch nicht 
vergessen, dass wir erst nach einer Einigung über die Umsetzung eines innovativen 
Instruments konkret über die neuen Einnahmen diskutieren können.

Es gibt verschiedene Argumente und Optionen im Hinblick auf die Verwaltung dieser 
Einnahmen. Grundsätzlich sollten wir uns jedoch darauf einigen, dass ein wesentlicher Teil 
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der Einnahmen zur Finanzierung von Projekten und Maßnahmen der EU dem EU-Haushalt 
zugewiesen werden sollte, so dass diese innovativen Finanzierungsinstrumente den 
erforderlichen Mehrwert erbringen können.

Man darf nicht vergessen, dass es derzeit äußerst schwierig ist, zu einer Einigung zu 
gelangen und innovative Finanzierungsinstrumente umzusetzen, wobei die Zuweisung der 
Einnahmen eine Nebenrolle spielt. 

Besteuerung des Finanzsektors

Im Gegensatz zu jeder anderen Branche, die Güter oder Dienstleistungen für die 
Endverbraucher bereitstellt, wird der Finanzsektor kaum besteuert. In der EU gilt eine 
grundlegende MwSt.-Befreiung für alle grundlegenden Finanzaktivitäten. Dabei belaufen
sich die Aktivitäten des Finanzsektors auf 73,5 % des globalen BIP und somit führt diese 
Steuerbefreiung zu erheblichen Marktverzerrungen.

Eine Steuer auf Finanztransaktionen – die bereits in den 30er Jahren vorgeschlagen wurde 
– bietet erhebliche Vorteile, insbesondere jetzt nach der Krise. Durch die 
Finanztransaktionssteuer kann die Spekulation eingeschränkt werden, es können Anreize 
für langfristige Investitionen geschaffen werden, es gibt einen Prüfpfad für  jede 
Transaktion, was mehr Transparenz bedeutet, und die Akteure des Finanzsektors können 
ihren gerechten Anteil an den Kosten der Krise übernehmen.  Zudem kann eine 
Finanztransaktionssteuer mit einem Steuersatz von 0,05 % mit einem Einnahmenpotenzial 
in Höhe von fast 200 Milliarden Euro in der EU und 650 Milliarden Euro weltweit einen 
wesentlichen Beitrag zu den dringend erforderlichen neuen und langfristig tragfähigen 
Einnahmen leisten.

Die weltweite Krise hat aufgezeigt, dass eine globale Reaktion erforderlich ist, und daher 
bietet die Einführung einer weltweiten Finanztransaktionssteuer die bestmöglichen 
Aussichten auf Fortschritte. Doch trotz der fortschrittlichen Ansichten, die auf den G20-
Gipfeltreffen unmittelbar nach der Krise geäußert wurden, scheint nun der Wille 
vorzuherrschen, wieder so weiterzumachen wie bisher. Wenn wir die Impulse nicht nützen 
und uns für Untätigkeit entscheiden, werden wir nicht in der Lage sein, die richtigen 
Lektionen aus der Krise zu ziehen, und unsere Volkswirtschaften in den nächsten Jahren 
neuen Turbulenzen aussetzen. 

Die EU ist derzeit der größte Finanzmarkt der Welt und daher ist es in ihrem eigenen 
Interesse, sich nicht hinter der fehlenden Bereitschaft ihrer internationalen Partner zu 
verstecken, sondern sowohl auf internationaler als auch auf europäischer Ebene eine 
Führungsrolle zu übernehmen. 

Die lange erwartete Folgenabschätzung der Kommission über die Durchführbarkeit einer 
Finanztransaktionssteuer in der EU – die bereits seit März 2010 vom EP gefordert wird, 
aber nicht in die Mitteilungen der Kommission von April und Oktober 2010 aufgenommen 
wurde – sollte so bald wie möglich vorgelegt werden. Sie sollte den ersten Schritt in 
Richtung Legislativvorschläge zur Einführung einer Finanztransaktionssteuer in der EU 
darstellen. Gleichzeitig wird sie der EU ein klares Mandat verleihen, auf Ebene der G20 
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Druck auszuüben.

Was das Argument der Gefährdung der Wettbewerbsfähigkeit durch die einseitige 
Einführung einer Finanztransaktionssteuer in der EU angeht, so zeigen die jüngsten 
Beispiele der britischen Stempelgebühr und der Finanztransaktionssteuer in Hongkong, 
dass bei einer gut konzipierten Finanztransaktionssteuer diese Gefahr gebannt und ein 
Rückgang der Transaktionen vermieden werden kann. Zudem werden die Investoren kein 
Interesse haben, sich für weniger bekannte oder undurchsichtige Rechtsordnungen zu 
entscheiden, wenn die Transaktionskosten niedrig sind. Die Akteure, die versucht sein 
werden, in andere Rechtsordnungen abzuwandern, sind in erster Linie Makler von äußerst 
kurzfristigen Geschäften (die die Hauptlast tragen werden), aber auch wenn Teile der 
kurzfristigen Transaktionen aus der EU abgezogen werden, könnte dies einen Mehrwert für 
die europäische Wirtschaft darstellen.

Eine Finanztransaktionssteuer in der EU sollte folgende wesentliche Eigenschaften aufweisen:

 geringer Steuersatz zwischen 0,01 % und 0,05 %, so dass kein wesentliches Risiko 
besteht, dass die Transaktionen zurückgehen;

 breite Steuergrundlage, die alle Arten von Transaktionen umfasst, damit gleiche 
Wettbewerbsbedingungen geschaffen und eine Verlagerung in weniger regulierte 
Teile des Finanzsektors verhindert werden;

 klar definierte Ausnahmen und Schwellenwerte unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse von Privatanlegern und Kleinanlegern.

Abgesehen von der Finanztransaktionssteuer geht es in der derzeitigen Debatte über eine 
Besteuerung des Finanzsektors um zwei weitere Instrumente: Bankenabgaben und eine 
Steuer auf Finanzaktivitäten.

Beide werden vom IWF und von der Kommission befürwortet. Abgesehen von der 
Tatsache, dass das Einnahmenpotenzial niedriger ist als bei der Finanztransaktionssteuer, 
gibt es in beiden Fällen keine ordnungspolitische Funktion. Weder Bankenabgaben noch 
eine Steuer auf Finanzaktivitäten können einen direkten Beitrag zur Einschränkung der 
Spekulation und zur Stärkung der Stabilität und Effizienz der Märkte leisten. 
Bankenabgaben basieren auf Bilanzposten und erfassen keine Transaktionen in 
Schattenbanksystemen, die die höchsten Leverage-Risiken aufweisen. Steuern auf 
Finanzaktivitäten stellen – unabhängig von der „Qualität" der Transaktion selbst – eine 
Besteuerung der Gewinne aus Finanztransaktionen dar. 

Daher können sie keinesfalls eine Alternative zu einer Finanztransaktionssteuer darstellen. 
Beide können jedoch eine ergänzende Funktion übernehmen: 

Bankenabgaben als Instrument zur Finanzierung nationaler Krisenrettungsfonds im 
Bankensektor, die gewährleisten, dass die Kosten bei der nächsten Krise vom Sektor selbst 
getragen werden;

und die Steuer auf Finanzaktivitäten als zusätzliches Instrument, falls nach Einführung der 
Finanztransaktionssteuer die Renditen im Finanzsektor weiterhin übermäßig hoch bleiben 
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würden und der Grundsatz der Steuergleichheit zusätzliche Steuern erfordern sollte.

Eurobonds

Die Idee eines gemeinsamen europäischen Finanzinstruments, mit dem eine gemeinsame 
Schuldenpolitik ermöglicht werden soll, indem Teile von nationalen Staatsschulden  
zusammengefasst werden, wird bereits seit langer Zeit erörtert.  Angesichts der jüngsten 
Finanz- und Haushaltskrise ist es jedoch klarer denn je, dass die wirtschaftspolitische 
Steuerung gestärkt werden muss und ständige Instrumente und Mechanismen einzuführen 
sind. 

Daher ist es heute noch sinnvoller, eine eingehende Folgeabschätzung durchzuführen, bei 
der die jeweiligen Potenziale der Eurobons umfassend analysiert werden.

Gleichzeitig wurde die Idee der Eurobonds mit der Finanzierung von Schlüsselprojekten 
und Infrastrukturen auf EU-Ebene in Zusammenhang gestellt. Dies ist ein zusätzliches 
begrüßenswertes Potenzial, das im Rahmen der genannten Durchführbarkeitsstudie 
untersucht werden sollte.

Da Eurobonds nunmehr eine andere Rolle einnehmen, wäre es auch nützlich, die 
Möglichkeit der Schaffung einer ständigen EU-Einrichtung umfassend zu prüfen, die für 
die Ausgabe und Verwaltung der Eurobonds zuständig wäre. 

Besteuerung des Energiesektors

Der Bereich Arbeit ist zurzeit am stärksten steuerlich belastet. Hingegen werden Bereiche 
mit erheblichen negativen Effekten nicht in angemessener Weise besteuert.  Neben dem 
Finanzsektor zählen z. B. Bereiche mit umweltbelastenden Tätigkeiten zu dieser Kategorie. 
Deshalb muss das Verursacherprinzip umgesetzt werden, damit die Steuerlast von der 
Arbeit auf umweltschädliche Tätigkeiten verlagert werden kann. 

Zurzeit erfasst das Emissionshandelssystem der EU nur bestimmte Teile der europäischen 
Wirtschaft, insbesondere die industrielle Produktion.  Gleichzeitig wird in der 
Energiesteuer-Richtlinie weder zwischen Dienstleistungen mit niedrigem und hohem CO2-
Ausstoß unterschieden noch das Kriterium des Energieinhalts bzw. der Energieeffizienz 
vorgesehen. Dieser neutrale Ansatz benachteiligt energiesparende Kraftstoffe sowie  
Tätigkeiten und die Herstellung von Produkten ohne CO2-Ausstoß und steht in 
vollständigem Widerspruch zu den wichtigsten EU-Zielen im Bereich Klimawandel.

Einige Mitgliedstaaten haben sich mit diesem Widerspruch bereits auf nationaler Ebene 
befasst und eine CO2-Abgabe eingeführt. Wenngleich solche Initiativen begrüßenswert 
sind, ist für das Funktionieren des Binnenmarktes ein auf EU-Ebene koordinierter Ansatz 
unbedingt erforderlich. 

Die geltende Energiesteuer-Richtlinie muss überarbeitet werden, damit die CO2-
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Emissionen und der Energieinhalt als Kriterien aufgenommen werden. Um die 
Wettbewerbsfähigkeit des Binnenmarktes sicherzustellen, sollten verschiedene Optionen in 
Bezug auf Produkte, die aus Drittstaaten eingeführt werden und nicht diesen Kriterien 
entsprechen, ernsthaft in Erwägung gezogen werden.  Eine Möglichkeit wäre, einen 
Grenzsteuerausgleich im Rahmen der WTO auszuhandeln. Die beste Lösung wäre jedoch, 
eine gemeinsame europäische CO2-Abgabe einzuführen die auf jedes auf dem 
europäischen Markt angebotenes Produkt aufgeschlagen wird. 

Allerdings sollte unbedingt darauf geachtet werden, dass keine dieser Optionen zu Lasten 
schutzbedürftiger Verbraucher gehen und neue Formen der Energiearmut zur Folge haben 
darf.    Das vor kurzem veröffentlichte Urteil des französischen Verfassungsgerichts, in 
dem das Vorhaben einer CO2-Abgabe abgelehnt wurde, weil es die Haushalte zu stark 
belasten würde, ist ein eindeutiges Signal dafür, dass jeder Vorschlag ausgewogen sein und 
eine angemessene Übergangszeit vorsehen muss.

Besteuerung für Entwicklungszwecke

 Bei der Entwicklungspolitik, z. B. im Rahmen der Millenniums-Entwicklungsziele, 
können die oben erläuterten innovativen Instrumente als Mittel zur Erhöhung der 
Einnahmen genutzt werden. Darüber hinaus könnten spezialisierte innovative 
Finanzinstrumente, die sich ausschließlich auf die Entwicklungspolitik beziehen, 
eingeführt werden, so z. B. der vor kurzem von der Kommission vorgeschlagenen globale 
Finanzierungsmechanismus für die am stärksten gefährdeten und ärmsten 
Entwicklungsländer oder die Flugticketabgabe.  In beiden Fällen ist es wichtig, dass die 
eine umfassende Eigenverantwortung der betreffenden Staaten und die Ausrichtung auf die 
Prioritäten dieser Staaten sichergestellt werden. 


